
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruher Zeitung. 1784-1933
1925

53 (4.3.1925) Badischer Zentralanzeiger für Beamte Nr. 9



Basischer gentralanzeiger für Beamte
Anzeigeblatt für die sozialen und wirtschaftlichen Bedürfnisse der Beamten / Beilage zur Karlsruher Zeitung , Badischsr StaatsanzeigerOrgan verschiedener Beamten -Vereinigungen . — ===ŝ ========iO ®eiug : ffitW«in» jeden Mittwoch »nd bot« sür 10 Goldpfennig für jede Ausgabe, monaMchfür M Soldpfennig «»jüglich P « t», »om Berlage Karlsruh- i. D., . . . . 4 ftfl _KV . "
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Wespreckung
über Wesoldungskrsgen im IKeicds-

tlnanzminLsterium
Die Beamtenspitzenorganisationen , mit Ausnahme deS

Aeicbsbmides der höheren Beamten , hatten mit dem jetzigen
Leiter der Etawabteilung im Reichsfinanzministerium , Herrn
Ministerialdirektor Lothholz , am 26 . Februar eine Unterredung ,
bei der auch der Nachfolger Herrn KühnemannS , Herr Mini -

steriolrat Weder , sowie die Herren Ministerialräte Solch und
von Hagenow anwesend waren .

Der Vertreter des Deutschen Beamtenbundes erinnerte zu -
nächst an den Verlauf der Verhandlungen über die letzte Neu -
regelung der Beamtenbezüge vom 1 . Dezember 192-1 . Die
Regierung hatte damals ihre Haltung hauptsächlich aus zwei
Gesichtspunkten begründet ; einmal war sie der Meinung , da #
die seitens der Reichsregierung unternommenen Preissen¬
kungsmaßnahmen doch noch zu einem gewissen Erfolge führen
würden . Diese Hoffnung hat sich als trügerisch erwiesen ,
denn die Preise steigen , wenn auch in einem ' verlangsamten
Tempo , unaufhörlich weiter ; insbesondere zeigt sich dies bei
den Großhandelspreisen . Es ist damit zu rechnen , daß diese
Entwicklung in nächster Zeit auch auf die Kleinhandelspreise
übergreifen wird . Der zweite Grund der Regierung war fi -
nanzieller Art . Man befürchtete immer noch einen ungiinsti -
gen Abschluß des Reichshaushaltes . Auch dies ist anders ge-
kommen. Die Einnahmen des Reichs sind bedeutend größer
geworden , als man geschätzt hatte . Es besteht deshalb nach
Ansicht der Organisationen die Möglichkeit , den berechtigten
Ansprüchen der BeKltenschast nachzukommen . Da in den
nächsten Wochen im Reichstage die Besoldung der Beamten
zur Entscheidung steht und die Regierung dann ihrerseits da-
zu Stellung nehmen mutz , haben die Organisationen es für
notwendig gehalten , die Regierung nochmals kurz auf die
Erwartungen der Beamtenschaft aufmerksam zu machen und
zu erklären , datz die von ihnen bei der Dezemberregelung
eingenommene Haltung und die von ihnen damals über die
wirtschaftliche Lage der Beamten gemachten Ausführungen
auch jetzt noch zutreffen . Die Beamtenschaft rechne bestimmt
darauf , datz die jetzt im Reichstage bevorstehende Regelung
eine Erhöhung der Bezüge mindestens der Beamten der mitt -
tan und unteren Besoldungsgruppen mit sich bringe .

I ? Herr Ministerialdirektor Dr . Lothholz bestätigte , datz daS
Finanzministerium über die Wünsche und Erwartungen der
Beamtenschaft unterrichtet sei . Auf die Einzelfragen könne
er heute nicht eingehen , da die Verhandlungen innerhalb des
Finanzministeriums über die gesamten Fragen noch nicht ab-
geschlossen seien . Es sei zwar zuzugeben , datz der diesjährige
Haushalt bedeutend günstiger abschließe , als man geglaubt
habe , das dürfe aber nicht dazu verleiten , die Zukunft in einem
gjinstigen Lichte zu sehen . Für die nächsten Jahre sehe es
dielmehr äußerst trübe aus , da wir vom Jahre 1926 ah in
steigendem Matze Verpflichtungen aus dem Londoner Abkom -
men zu tragen hätten . Mit diesen kommenden Verpflichtun -
gen müsse vom Reichsfinanzministerium schon jetzt bei Auf -
stellung seiner Einnahmen und Ausgaben gerechnet werden ;
andernfalls würden wir einer neuen Inflationszeit entgegen -
gehen . Nach der Meinung des Finanzministeriums besteht ein
ursächlicher Zusammenhang zwischen der beabsichtigten Steuer -
reform , dem Finanzausgleich mit den Ländern und den Ge -
samtausgaben des Reichs , wozu natürlich auch die Personal -
ausgaben gehören . Erst wenn ein tiberblick über die Einnah .
men des Reichs auf Grund der Steuerreform möglich sei,könne abschließend zu den Besoldungsfragen Stellung genom -
men werden .

Für die Organisationen wurde erwidert , datz es verkehrtsei , die deutsche Entwicklung zu ungünstig zu beurteilen . Auch
sehe die Beamtenschaft , daß man Industrie und Landwirt -
schaft entgegenkomme und ihnen durch weitgreifende Maßnah -
men dabei helfe , die Grundlage ihrer Wirtschaft zu verstärken ,damit sie den kommenden schwierigen Zeiten gewachsen seien .Das gleiche glaube die Beamtenschaft auch für sich bean -
spruchen zu können .

Der Ministerialdirektor wiederholte seine Erklärung , daß sichdas Finanzministerium seine endgültige Entscheidung vorbc -
^ lten müsse, bis die Neuregelung der Steuern erfolgt sei und

zukünftigen Einnahmen des Reiches übersehen werden
könnten .

Auf die Frage , ob innerhalb des Finanzministeriums aneiner Änderung der Besoldungsordnung gearbeitet würde ,wurde erklärt , daß man im Finanzministerium den Zeitpunktkür eine Änderung der Besoldungsordnung noch nicht als ge-» mmen erachte und datz entsprechend dieser Auffassung kei -»erlei Vorarbeiten in Angriff genommen worden seien .
bezüglich der Wiedereinführung der vierteljährlichen Bor »

>usbezahlnng haben wir erfahren , datz dem Kabinett eine
Erläge in dieser Angelegenheit zugegangen ist . Neuerdings ,

die Regierung die Wiedereinführung am 1. April aus
siuanzpolilifchen Gründen noch nicht für möglich . chSeit Mai 1924 sind im Rcichsininisterium des Innern von' Zu Zeit Erwägungen über Änderung der AmtSbezeich -

und Wiedereinführung von Titel » gepflogen worden .
4 wir nunmehr festgestellt haben , hat die jetzige Regierung !

emx Stellungnahme in dieser Angelegenheit abgelehnt , sie ,
>° Zu den Akten gelegt .

Die Leistungszulagen der 1Kei<Dsbavu
Hierüber wird aus Fachkreisen geschrieben:
Durch das Reichsbahngesetz wird der Gesellschaft grundsätz¬lich untersagt , die Bezüge der Reichsbahnbeamten höher als

jene der Reichsbeamten festzusetzen , doch ist ihr das Recht ein -
geräumt , in besonderen Fällen Vergütungen zu gewähren , so-
lange diese nicht 5 Prozent des gesamten Aufwands für die
Dienstbezüge der Beamten übersteigen . Die Bezüge der leiten -
den Beamten werden von der Gesellschaft ohne Bindung andie Reichsbesoldungsordnung selbständig festgesetzt, wie auchder Kreis dieser Beamten nach freiem Ermessen des Verwal -
turrgsrats bestimmt wird . Da nach der Veröffentlichung im
Neichsibesoldungsblatt vom 31 . Januar 1925 der jährliche Be¬
soldungsaufwand für die 346162 Reichsbahnbeamten unter
Zugrundelegung der geltenden Gehaltssätze rund 964 Millio -
nen ausmacht , könnte die Gesellschaft jährlich rund 48 Millio -
nen als Gratifikation an ihre Beamten verteilen .Die erstmals im Weihnachtsmonat 1924 ausgeworfenen be -
sonderen Vergütungen wurden als „ Leistungszulagen " mit
jährlich IM M . in Gruppe I , steigend bis 600 M . in Grup¬
pe IX bemessen , die Auszahlung erfolgte an den siebten Teil
der Gesamtzahl d»r Beamten der Gruppen I —IX , ohne datzdie Siebtelung auch bei der einzelnen Besoldungsgruppe oder
gar der einzelnen Kategorie durchgeführt werden mußte . Die
Auswahl der Zulagenempfänger geschah — abgesehen von der
Gruppenverwaltung und den zentralen Ämtern — nach freiem
Ermessen der Reichsbahndirektionspräsidenten . Die Empfängerder ersten Quartalsrate haben selbstverständlich kein Recht aufden Fortbezug der Zulage , die gegebenenfalls schon im näch -
sten Quartal anderen Beamten zufallen kann .

Den höheren und den leitenden Beamten wurden die Lei -
stungszulagen von Berlin aus durch Postschecküberweisungenin verschlossenen Kuverts ausgehändigt . Es ist zunächst unbe¬
kannt , nach welchen Grundsätzen und in welcher Höhe diese Ge -
heimzulagen gewährt wurden . Von den Beamten der Reichs -
bahn sind 342 841, d. i . 97,12 Prozent , in den Gruppen I—IX ,3321 Beamte , d. s. 2,38 Prozent , sind Gruppe X und darüber .Der Jahreswert , der den unteren und mittleren Beamten be -
willigten Zulagen beträgt zwischen 13 und 13 Millionen . Es
bliebe sonach den höheren Beamten noch ein Rest von maximal35 Millionen . Die Siebtelung fand beim höheren Dienst of-
fenbar keine Anwendung , die Zahl der mit Zulagen bedachten
höheren Beamten ist verhältnismätzig viel grötzer . Trotz der
Dürftigkeit und der Unklarheit der offiziellen Erklärungenkann übrigens mit Bestimmtheit angenommen werden , daßdie Summe der den oberen Beamten bewilligten Zulagen un -
ter dem höchst zulässigen Betrag von 35 Millionen weit zurück¬
geblieben ist.

Wenn das Leistungszulagenexperiment beim unteren und
mittleren Personal mißglückt genannt werden kann , so mutzdie allen Vermutungen Raum gebende Geheimzulagenwirt -
schaft beim höheren Personal noch härter beurteilt werden .Waren die Gratifikationen angemessen , so bestand zur Geheim -
niskrämerei , die das Ansehen der oberen Beamten schwächt und
die freiwillige Unterordnung der nachgeordneten Beamten ge -
fährdet , kein Anlaß . Man kann eS verstehen , wenn ein Fir »
menchef jenen Angestellten , von deren erfolgreichen Tätig «
keit das Gedeihen seines Geschäftes abhängt , am Jahresschlußeinen Teil des Gewinns in diskreter Form in die Hand drückt .Allein zwischen diesen Geschäften und der Reichsbahn ist dochein himmelweiter Unterschied . Wenn auch unter dem Zwangeder Verhältnisse die Reichsbahn den privatrechtlichen Wirt -
schaftsformen nähergebracht wurde , so mutz doch die Öffentlich -
keit auch weiterhin darüber wachen, daß die Gesellschaft die
ihr anvertrauten ungeheuren Vermögenswerte nach rechtlichen
Gesichtspunkten verwaltet und datz die Entlohnung der Niesen -
zahl der Angestellten aller Grade nach Grundsätzen erfolgt »die der Kritik standzuhalten vermögen . Die Gelder der Reichs -
bahngesellschaft müssen vom Volke aufgebracht werden , das sichden Tarifen , die immer noch weit höher sind als im Frieden ,bei der Monopolstellung der Eisenbahnen nicht zu entziehen
vermag . ^Das Reichsbahngesetz gibt der Reichsregierung das Recht ,von der Gesellschaft jede Auskunft finanzieller Art zu Verlan -
ge«, wenn auch die durch die Erhebungen ebenfalls erwach-
senden Auslagen der Reichskasse zur Last fallen . Es .ist von
höchster Wichtigkeit , datz die Reichsregierung in diesen Fragenvon ihrem AuskunftSrecht vollen Gebrauch macht und die Of -
fentlichkeit in allen Einzelheiten unterrichtet . Denn die zahl -
reichen Berlin « Affären haben im Volke ein tiefes Mißtrauen
wachgerufen und in Beamtenkreisen herrscht die zerstörendeAuffassung , datz den unteren Graden die karge Zulage nur des -
wegen gegeben wurde , um eine Überleitung zu den enormen
Reichnissen der obersten Stellen zu finden .

Personalabbauverordnung
Die Beratung der Personalabbauverordnung im Unteraus »

schütz des ReichShaushaltsausschusses des Reichstages mußte
vertagt werden , weil der Reichsrat an dem Entwurf der Re -
gierung zur Änderung der Personalabbauverordnung mancher-
lei Ausstellungen gemacht hat, und es darum unersprießlich

Alvesen wäre , die Novelle im Reichstag zu beraten , solange
sie nicht vom Reichsrat verabschiedet ist . Da auch die von der
Regierung in Aussicht gestellte Denkschrift zum Pensionser -
gänzungsgesetz noch nicht fertiggestellt ist , und die zur Besol -
dungSneu regelung im Reichstag eingegangenen Anträge dem
Ausschuß noch nicht überwiesen waren , wurde der Vorsitzende
ermächtigt , die nächste Sitzung von sich aus zu bestimmen . Es
wurde auch beantragt , die Anträge betr. Wiedereiastellung ab-
gebauter Reichsbahnbeamten ebenfalls mit zur Beratung zu
stellen .

Der Reichsrat hat sich nun inzwischen mit der Materie be-
schäftigt , nachdem die bisherigen Beschlüsse des Beamtenaus -

Hüffes des Reichstags in den Gesetzentwurf eingearbeitet wor -den sind . Danach soll in Zukunft der Abbau, soweit er in ein -
zelnen Verwaltungen noch notwendig erscheinen sollte — ge¬dacht ist dabei wohl an die RFV . — , nur auf Grund eine ?
für den einzelnen Fall jeweils zu erlassenden Reichsgesetzes
erfolgen können, womit also das Recht der Verwaltung aufdie Abbaumöglichkeit ausdrücklich festgestellt wird . Wie man
hört , sollen die PensionSkürznngen gänzlich fortfallen , weil
sie nach Ansicht des ReichsratS einen Eingriff in ein wohl ,
erworbenes Recht darstellen . Ein Vertreter des RFM . er¬klärte , daß sich die Reichsregierung vorbehalte , in der Frageder Pensionskürzungen eine eigene Vorlag« an den Reichstaggelangen zu lassen.

Die Dersonalpolitik der Ikei ^ sbalin
Staatssekretär a . D . Dr . Stieler sprach in Tübingen über

Probleme der Personalpolitik im Bereich der Neichseisenbahn -
gefellschaft . Er gab zunächst als Grundlage für seine wei -teren Ausführungen eingehendes stat . Material über die wech¬selnde Größe des Heeres der Bahnangestellten . Nach dem Bericht> des » Schwäbischen Merkur " nannte er folgende Zahlen : 1913700 000 , 1919 1 100 000 , nach Durchführung der Abbauvor -
schriften 770 000 . Das Bahnpersonal sei folgendermaßen ge-
gliedert : 328 000 planmäßige , 19000 außerplanmäßige Be .amte und 28 000 Hilfskräfte , dazu kommen die Arbeiter .Die Reichsbahn verwende zwei Hauptkategorien von Kräf -ten : Beamte und Arbeiter . Die Entwicklung seit dem Kriegegeht in der Richtung zjunehmender Ausdehnung der Beamten
gegenüber den Arbeitern , wobei die Initiative dem Personalselbst durch Vermittlung der Organisationen zukommt . Aonden Beamten , die gegenüber den Arbeitern Vorzüge habenwie die einer gesicherten Lebensstellung und Altersversorgung
(Pensionsansprüche ) fordert die Bahn die Verpflichtung zuvoller Hingabe an den Dienst und erhebt Anspruch auf dievolle Arbeitskraft der Beamten , wenngleich tatsächlich die
Bahnverwaltung auf deren volle Ausnützung im allgemeinen
verzichtet . Gegenüber dem Wunsch einzelner Beamtengrup -
ten , mehr nach Art der Zeitlohnarbeiter behandelt zu werden ,hielt die Bahnverwaltung es nicht für angängig , den einzel -
nen Beamten nach seinen individuellen Leistungeil zu bezah -
len . Wurde somit bei der Entlohnunzg der Beamten das
Leistungsprinzip ausgeschaltet , so ist es bei der Entlohnungder Arbeiter nach Möglichkeit angewandt worden . Vielfachboten sich der Durchbildung eines richtigen AkkordverfahrenS
Schwierigkeiten , insbesondere in den Betriebswerkstätten , so
daß man seit 1910 zwar in den Hauptwerkstätten am Akkord
festgehalten , dagegen in den Betriebswerkstätten ihn aufgege »
ben habe . In den schwerwiegenden Kriegsjahren haben die
Beamten der Bahn ihre Pflicht voll und ganz erfüllt . Auchder November 1918 habe das Pflichtgefühl der Eisenbahner
nicht so erschüttern können , daß die Riesenaufgabe der Demo -
bilisation nicht hätte bewältigt werden können . Daß nach dem
Kriege die Arbeitsleistung sinken mußte , ist verständlich .

Wieder vierteljährliche Gehaltszahlung
Der von der Beamtenschaft seit längerer Zeit geäußerte

Wunsch, daß die vierteljährliche Gehaltszahlung wieder auf¬
genommen werde , wird der ..Franks . Ztg .

" zufolge in der
nächsten Zeit von der Reichsregierung erfüllt werden. Man
w >ir bekanntlich im Sommer 1923 von der Übung der viertel -
jährlichen G - halrszalunng abgekommen , da diese unter den
damaligen Verhältnisse !» eine übermäßige Belasten .; der
RcichSkasse bewirkte und zur Jnflationsstelgerung wesentlich
beitrug . Nach einer Vorlage , die die Reichsregierung dem
Neichsrat unterbreitet hat , soll nun vom 1. April an die Ge »
haltSzahlung in Nierteljahresraten wieder aufgenommen wer-
den . Die Regierung behält sich dabei vor, die Beamtenschaft
in drei Gruppen einzuteilen , so daß die erste Gruppe am
1 . April , die zweite am 1 . Mai und die dritte am 1 . Juni
mit der Vierteljahrszahlung bedacht wird ; auf diese Weis «
soll bewirkt werden , daß sich die Inanspruchnahme der Reichs -
fasse für die Vierteljahrszahlungen einheitlich über die ein-
zelnen Monate eines Kalenderjahres verteilt . Sollten die
Kassenverbältnisse des Reiches die Auszahlung für drei Mo -
nate nicht erlauben , behält sich die Regierung vor , zunächst
nur für zwei Monate die Gehälter auszuzahlen .

8♦ Deutscher Beamten - Wirtschaftstag
Der Deutsche Beamten - Wirtschaftsbund , der die größte

Zahl der gewerkschaftlich organisierten Beamten in ihren
Spitzen sowie die sozialen und wirtschaftlichen SelbsthMein -
richtungen der Beamtenschaft umfaßt , hielt am 7 . und 8. No-
vember im Vereinshaus Deutscher Ingenieure in Berlin sei-
nen 3. Deutschen Beamten -Wirtschaftstag ab . Der Wirt -
sckaftsbund ist aus dem im Jahre 1892 gegründeten Verband
Deutscher Beamtenvereine hervorgegangen . Die Tagung war
aus dem ganzen Reiche beschickt , insgesamt waren 764 Stim -
nien vertreten . An zentralen Bundeseinrichtungen bestehen
solche für das Geld - , Waren - , Wohnung ? - und Versicherungs¬
wesen , außerdem besitzt der Bund eine Anzahl eigener Er -
holungsheime und sonstige Wohlfahrtseinrichtungen . Einzel -
genosienschaften dieser verschiedenen Wirtschaftsgruppen be -
stehen inehrere Hundert , sonstige Wirtschaftsstellen mehrere
Tausend . Den Geschäftsbericht erstattete der Bundesdirektor
Herr Engelbart . Es folgten Vorträge von Herrn Dr . Wald -
mann über „Wirtschaftspolitische Gegenwartsprobleme im
Deutschen Staat " und von Herrn ,Hauptgeschäftsführer Leon-
hard über „Erfahrungen im Genossenschaftswesen angewandt
auf die Beamtenwirtschaft " . In Einzelversammlüngen der
verschiedenen Genossenschaftsarten wurden in einleitenden
Vorträgen und in der nachfolgenden Aussprache alle wichtigen
Wirtschaftsfragen berührt . ' Der Wirtschaststag verlangte in
einer besonderen Entschließung baldige endgültige Gestaltung
des vorläufigen ReichSwirtschaftsrats . In weiteren Entfchlie-
Hungen wurden die Bundesvrgarie zu Maßnahmen im In -
teresse der Festigung und Sicherung der wirtschaftlichen und
sozialen Selbsthilfeeinrichtungen aufgefordert lErhöhung der
Geschäftsanteile und Haftsummen entsprechend den gegenwär¬
tigen Geldverhältnissen . Revisionstätigkeit , Hebung dez Spar -
betriebes , Förderurig des Wohnungsbaues , Tuberkulosefiir -
sorge und insbesondere eine Konzentration des Geldwesens
zur Erfüllung der gesamten Selbsthilfezwecke. Die in letzter
Zeit wieder verstärkt hervortretende Bekämpfung der Selbst -
bilfebestrebungen der Beamtenschaft durch andere interessierte
Kreise , die sogar zu Wahlzwecken ausgeartet ist , wurde auf '»
schärfste zurückgewiesen , dagegen wandte sich der Wirtschafts-
tag selbst gegen sogenannte wilde Wirtschaftsstellen bei Be -
Hörden usw . , die dem Selbsthilsegedanken abträglich sind.

Zu höchstem Bedauern des Wirtschaftstages hatte der bis «
herige BundeSvorsitzende . Ministerialdirektor Exzellenz Just ,
der den Wirtschaftsbund seit IS Jahren geführt und zu seiner
jetzigen Größe und zu seinein jetzigen Ansehen gebracht hat,
aus Gesundheitsrücksichten eine Wiederwahl ablehnen müssen;
ihm wurden besondere Ehrungen zuteil Zum I . Bundesvor -
sitzenden wurde Herr Direktor Remmer » gewählt . Als Stell -



Vertreter wurden die Herren Onken und Dr . Walbmann wie -
der und die Herren Ku »ler und Dr . Rathke neugewählt . Im
Bundesvorstand sind im übrigen die angeschlossenen gewerk -
schastiichen und wirtschaftlichen Organisationen nach ihrer
Ltärke vertreten . Der Taguugsverla » f läht eine rasch« Fort -
cniwicklu »g der von, Deutschen Beamten - WirtschaftSbund der -
treteneu für die wirtschaftliche und soziale Selbsthilfe der
Beamtenschaft getroffenen zentralen und Einzelunteraeh -
mungeu erwarten .

Gesetz über den Personalabbau
Dem Reichstage ist der Entwurf eines Gesetzes über tme

ziveite Änderung der PerfonalaöbauveroÄnui ^fl zugegangen .Eine ähnliche Vorlage war bereits dem vorigen Reichstags
übermittelt , von dkfem aber nicht verabschiedet worden .Die Regierung will jetzt , nachdem der allgemeine Personal -
ubbau mit Ende Dezember 1924 das durch die Verhältnisse
notwendig gewordene Matz im wesentlichen erreicht hat , die
Entscheidung der Frage , in welchen Verwaltungen ein weite -
rer Abbau zu erfolgen hat , der regelrechten Gesetzgebung über -
tragen .

Die Abbauartikel schon jetzt gänzlich aufzuheben , ist nach
Auffassung der Reichtzregierung nicht möglich , weil tatsächlich

.«»ch Reichsverwaltungen vorhanden sind, deren Personalbestandvermindert werden kann , sobald eine Geschäftsvereinfachungund Geschästsentlastung eingetreten ist . Nach Verabschiedungdes Gesetzes soll em allgemeiner Abbau von Beamten und
Angestellten nicht mehr möglich sein . Die Abbauartikei dür¬fen dann nur noch auf R « ichSverw« ltungen angewendet werden ,die ganz oder teilweise zu Abbauverwaltuiigen erklärt « erden .Der ReichSrat hat die Vorlage gebilligt , aber die • PenfionS -? urzungc Vorschriften gänzlich gestrichen . Die Regierung hältdemgegenüber an ihrer Vorlage fest.

Einspruch gegen die durch die 18 . CrgänzMg deS Besoldungs -
Gesetzes vom 23. Oktober 1924 erfolgte Einführung des

Wohnungsgeldzuschusseß
Die Becnutenspitzenorganisationen habm unterm lt . Fe -

bruar ISN eine Eingab « an d«j» Michstag gerichtet , die auch
den Parlamenten sämtlicher Länder übersandt worden ist , in
der gegen das als „unzuläuglich anerkannte System " des Woh -
n «ngSgei >znsch« ffeS und g«ge« das zum L November 1924
herausgegebene neu « Ortskl « ffeuverzeich »iS, das itut die Mie¬
ten zur Grundlage nimmt , Einspruch eingelegt wird . Der
Reichstag wird gebeten , au den Bestimmungen über den Orts -
Zuschlag im Besoldungsgesetz vom 30. April 1920 festzuhalten
und vom RFM . die Vorlage eines Ortsklassenverzeichnisses
zu fordern , das aus einer verbesserten Art der Erhebung über
die örtlichen Verschiedenheiten der Kosten der Lebenshaltung
aufgebaut ist . Der Eingabe l^it sich auch der R . h . B . ange -
schlössen.

Die Kommunalbramten gegen das Besoldungssperrgesetz
Das RFM . hat eine Denkschrift über das Besoldungssperr -

. êsetz herausgeben , in der dessen Beibehaltung vom Reichstage
gefordert wird . Der „Komba " wendet sich in einer ganz aus -
sichtlichen Gegendenkschrift , die er den Mitglieder des Reichs »
tags und Reichsrats überreicht hat , gegen die Ausführungendes RFM . Dabei sucht er die vom RFM . erhobenen Angriffe
gegen die Gemeindeverwaltungen zu widerlegen . In einer
am IS . Februar 1925 im Groden Schauspielhaus in Berlin
stattgefundenen von rund 6000 Kommunalbeamten (darunter
2500 auswärtigen ) besuchten Versammlung wurde eine ein -
drucksvolle Entschließung gefaßt , in der die Aufhebung des Be -
Kdungssperrgesetzes gefordert wird , das sich als „ unbrauchbar ,

unwirtschaftlich und demoralisierend " erwiesen habe .

Gegen die grundsädlichen Bestimmungen im Reickshausbalt ».plan für 1925
Der D . B . B . hat unterm 27 . Januar 1825 eine Eingab ,o« den Reichstag gerichtet , i» der er eine Änderung de,grundsätzlichen Bestimmungen für Bcanlte in dem Entwurfeines Gesetzes über die Feststellung des Reichshaushaltsplnns

für das Rechnungsjahr IKK fordert . Als Hauptforderunzwird erhoben :
2 ) Aufteilung der Stellen einer Laufbahn in Eingangs -,Grund - und Spitzenstellen in der Weife , daß die Grund -

steilen wenigstens die Hälfte der gesamten Stellen um-
fassen ;

d) Aufrücken aus der Eingangs - in die Grundstellung nachspätestens zehn Dienstjahren , Verteilung der Spitzen -
stellen in die über der Grundstelle liegenden Gruppen
derart , daß >venigst « rs jiii Gesamtverhältnis zwischen
Eingangs - , Grund - und Spidenstelle wie 2 : 3 : 1 ent-
steht .

Di « Mitglieder des 14. Ausschusses
(Beamtenangelegenheiten im Reichstage )

Sozialdemokratische Partei : Bender , Frau Nemitz , Peters ,
Roßmauu (Württemberg ) , Seppel (Schriftführer ) , Steinkopf ,
Stelling (Oppeln ) , Zubeil . — Deutschnationale Bolkspartei :
Harmonh (Schriftführer ) , Hensel (Ostpreußen ) , v . Kemnitz,
Lavverenz , Schmidt (Stettin ) , Schulze (Frankfurt ) . — Zen¬
trum : Allekotte , Groß , Koch «Essen — Schriftführer ), Stege »-
wald . — Deutsche Bolkspartei : Atorath , Dr . Schuee , Seibm ,— Kommuaiistsch « Partei : Eichhorn (Vorsitzender ), GcMe , ^Torgler . — Deutsche Demokratische Partei : Dr . Bergsträßer %
(Stellvertreter des Vorsitzenden ) , Schuldt '

(Steglitz ) . Wirt - |
fchastliche Bereinigung (ZLirtschnstSpartei , Bayerischer Bauern . 7I
und Mittelstandsbund , Deutsch -Hannoversche Partei ) : Lücke. ZBaperische Voltspartei : Dauer .

8

Was der Beamte für Familie u . Haushalt benötigt
Wir empfefifen unsere reichfiaffige Auswahl h

oTeidenfri/iof- Qlnterfcfeider
afcßfupfßosen , fjfemdßöscßen

zu gans besonders vorteilhaften 'Preisen
Wir bitten um 'Besichtigung unserer Svee 'alausiage 390

Gescßwister Q3aer
^Qafdstraße 37 ZfCarfsruße /. £?. Ĉefephon 579

für jeden Bedarf

KARLSRUHE
Lammatr. 12 Lammstr. 12

Billig und reell
Zu dem Preise von MV . 15 . - - erhalten Sie *J
Ia Qualität in vollkommener GrößeHerren - u . Damenwesten
EleganteKostüme werdennachMaß angefertigt,ebenso werdenStrümpfe neu- und angestrickt.

Teilzahlung gestattet
Maschinenstrickerei L. Engelhard

. Gartenstraße Ii KARLSRUHE Gartenstraße 11

GESCHENK - HAUS
LEOPOLD

WOHLSCHLEGEL
Kaiserstraße 173

Vereinspreise in großer Auswahl
370

Luxus- u. Lederwaren , Glas, Porzellan , Haushaltartikel

Für iMark Anzahliin
bekommen Sie 1 Damen, oder Herrenfahrrac
Email-Kohlen- Herd oder Nähmaschine mit
Fabrikgarantie . Xa Fabrikate. Ersatzteile und
Reparaturen staunend billig. Die Wäre wird
bei Anzahlung gleich verabfolgt

Fa h r rad - Kunzma nn f?P
h
a
r̂ 9e

4
rs

Mehle & Schlegel
Kaiserstraße 124b Karlsruhe Kaiserstraße 124 b

Kleiderstoffe ----- Seidenstoffe — Samt
Änzugstoffe ---- ----- ------ Baumwollstoffe

Geschmackvolle Auswahl <CM38 > Mäßige Preise
j Teilzahlung gerne gestattet |

Julie Benz

Damen - Hüte
Karlsruhe Ludwig - WHhelmstrs .Be 18

377

Einschränkung laufender Ausgaben
bietet unsere

veredelte Leinen - Dauer wasche
Nur Qualität ! Dieselbe widerlegt im
Aussehen und Tragen jedes Vorurteil !
Verlangen Sie Prospekt Nr . 10 368

W. Länger & Co., Karlsruhe , Waidstr. 33

Färberei u . ehem . Waschanstalt

D. LaschTelefon
1953

Telefon
1953

reinigt und färbt alle in dieses Fach einschlagende Gaganstände
Prompte Bedienung '

Mäßige Preise
©« 340

(£31369 -
in über400 neuesten, schönstenMustern

Ferner:
Linoleum — Spannstoffe

Leisten usw.
H . DURAND

Karlsruhe , DouglasstraSe 26 , hinter Hauptpost . Telephon 2435
Verlangen Sie neuesten Katalog

loh schenke
nichts, aber Sie erhalten gegen günstige Zahlungsbedingungen
Trikotagen • Zefirhemden nach Maß
Aussteuerartikel • Strickwesten

Nur Qualitätswaren Eigene Nähstube

H l Burkhardt , Karlsruhe ( Baden )
Fasanenstraße 3 pari ., nächst der Kaiserstr . Telephon 4293

Umformen
Damen - und Herrenhüten

|eder Art
Hutfabrik A. Dickten Nachf .

Inh. r G-. Buriefinger 391
Weetemlstr . 29 b KARLSRUHE Westendstr . 29b

Aretz & Cie . Inhaber . A . Fackier
Kaiserstrafle 215 Telephon 219
Spezialftaus in Gummiwaren und Linoleum

Gummischuhe , Herren - und Damen • Gummi -
Mäntel , Wachstuch t Tischdecken , Läufer ,Wandschoner , Linoleum , Stackware , Teppicheund Läufer , Gummi - Spielwaren ESI372

Krause « Ba iisc h
das Haus für geschmackvolle Herrenstoffe

in unvergleichlicher Auswahl

WaJdStr .11 . (4 .
'Häuser vor der Beamtenbank) WsJdStr.11

kaufen Sie am billigsten beim

Sctiiih-Zepf
KARLSRUHE

DurlacherstraSe 3 am Durlach . Tor

Eigene Reparaturwerkstätie

lilllllllillilSllEil»111111111ü
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Spenglers Gesehichts -Philosophie
Eine Kritik

Von

Prof . Dr . KARL SCHÜCK
Preis M . — .75

Am deutlichsten hat ihn bis jetzt wohl KARL SCHÜCK
formuliert ." (Hochland.)
SchQck berücksichtigt auch, den 2 . Band vom Untergang des

Abendlandes.

Verlag G . Braun , Karlsruhe i . B.
Karlfriedrichstraße 14.

■ ■ ■ ■
Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden

MERCEDES
die. vorij.e]iniste und erfolgreichste

Schreibmaschine
vertr . K . Hafner

AmalienstraSe 51 Telephon 2127
Spezialgeschäft in Büromaschinen
Handlung und Raparatunverkstätte

Q . BRRÜMKARLSRUHE
vormals 6 . Braunsche Ho IbucHdr -uckerei und Verlag

Karlfriedrichstraße 14

Herstellung von Druckarbeiten
für staatliche und städtische Behörden

GEBRÜDER BACKERT
KARLSRUHE i. B . I
Liststr. 5 Tei. 4-43 £ 21376

Giocken - und Vi etfcl ' gi & seerei
Eisen - und Tempergiesserei

U
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